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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Nachdem der Vorschlag der WAK-SR bereits ausführlich ausserhalb des Parlaments
diskutiert worden war, folgte im Juni 2018 die Ständeratsdebatte zur Steuervorlage 17.
Kommissionspräsident Pirmin Bischof (cvp, SO) stellte dem Rat den
Kommissionsvorschlag detailliert vor und betonte, der Kompromiss sei kein Diktat, auch
nicht für die Schwesterkommission, aber er stelle «im Moment die beste Lösung» dar.
Um diesen Kompromiss zu erarbeiten, habe die Kommission Vertreterinnen und
Vertreter verschiedenster Organisationen und Behörden angehört, darunter Delegierte
der FDK, des Kantons Zürich, des Städte- und des Gemeindeverbands, von
Economiesuisse oder des Gewerkschaftsbundes. Die ESTV und das BSV hätten zudem
auf Verlangen der Kommission 24 Berichte erstellt. Unter anderem war ein Gutachten
des Bundesamtes für Justiz zum Schluss gekommen, die Vorlage sei
«verfassungsrechtlich vertretbar». Bischof betonte, dass der Kompromiss alle
Eckpunkte des Vorschlags der WAK-SR umfasse und nur in seiner Gesamtheit in dieser
Breite getragen werde. Würden Teile davon verändert, sei diese Unterstützung nicht
mehr vollständig gegeben. Abschliessend betonte Bischof, dass die Kommission offen
sei für Alternativvorschläge. 
Im Ratsplenum rief die Vorlage ebenfalls gemischte Gefühle hervor. Die in
«Bundesgesetz über die Steuerreform und die AHV-Finanzierung» (STAF) umgetaufte
Vorlage sei eine «Sternstunde der parlamentarischen Arbeit», lobte Roberto Zanetti
(sp, SO). Viele Ratsmitglieder betonten hingegen ihre Skepsis, einige wurden sogar
richtig deutlich: Thomas Minder (parteilos, SH) sprach von einer «Birchermüesli-
Politik», Alex Kuprecht (svp, SZ) von einem «Sündenfall» und Werner Luginbühl (bdp,
BE) von einem Kauf von Mehrheiten mit Geschenken. Mehrfach wurde das Gutachten
des BJ als politische Gefälligkeit anstelle einer juristischen Einschätzung bezeichnet.
Finanzminister Maurer wurde nicht müde, die Wichtigkeit der SV17, respektive dem
STAF, zu betonen und den Kompromiss zu loben. 
Inhaltlich gab es kaum Streitpunkte, was die NZZ darauf zurückführte, dass die Vorlage
ein politischer Balanceakt sei: Man könne kein Element ändern, ohne das alles
auseinanderbreche. Dennoch wurden drei Änderungsanträge eingebracht. Eine
Minderheit I Zanetti forderte, die minimale Dividendenbesteuerung der Kantone
gemäss dem Vorschlag des Bundesrates auf 70 Prozent zu erhöhen, da die Kantone
diese Regelung erarbeitet hätten und diese bevorzugen würden. Finanzminister Maurer
pflichtete ihm bei und bat den Rat darum, der Minderheit I zu folgen. Gleichzeitig
beantragte eine Minderheit II Föhn dem Ständerat, darauf zu verzichten, den Kantonen
bezüglich Dividendenbesteuerung Vorgaben zu machen, da die Unternehmen gemäss
dem Vorschlag der WAK-SR bereits genügend zur Kasse gebeten würden. Mit 25 zu 14
Stimmen (5 Enthaltungen) und 26 zu 12 Stimmen (6 Enthaltungen) setzte sich der
Kommissionvorschlag gegen die zwei Minderheitsvorschläge durch. Eine Minderheit
Fetz wollte erreichen, dass die Regeln zum Kapitaleinlageprinzip (KEP) auch auf
Nennwertsenkungen angewendet werden und dass Gratisaktien und
Gratisnennwerterhöhungen unterbunden werden. Anita Fetz (sp, BS) bat um
Zustimmung zu ihrem Minderheitsantrag, damit die bei der Unternehmenssteuerreform
II gemachten Fehler korrigiert werden könnten. Mit 30 zu 11 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) sprach sich der Ständerat gegen eine solche Änderung aus. Unverändert
wurde der Kommissionsvorschlag somit an den Zweitrat weitergereicht. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.06.2018
ANJA HEIDELBERGER
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Im Sommer gerieten der Solothurner Regierungsrat Roberto Zanetti und die
Baselstädtische Ständerätin Anita Fetz wegen ihrer Mitgliedschaft im Stiftungsrat der
gemeinnützigen Stiftung Pro Facile unter Beschuss, als sich herausstellte, dass ein Teil
der Darlehen, welche der Stiftung gewährt worden waren, in hochriskante Hedge-Fonds
flossen und dass die beiden SP-Politiker Wahlkampfspenden von mehreren
zehntausend Franken von Pro Facile entgegen genommen hatten. Die SP-
Geschäftsleitung und die Vertreter der Kantonalparteien einigten sich darauf, es
letzteren frei zu stellen, wie sie mit Spendengeldern umgehen wollten, für die Wahlen
2007 aber Richtlinien zu erlassen. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 09.09.2004
MAGDALENA BERNATH

Nach einer langwierigen Debatte mit über 60 Änderungsanträgen verabschiedeten die
Sozialdemokraten in Rapperswil (SG) mit 115:25 Stimmen ein unter der Leitung von Anita
Fetz (BS) ausgearbeitetes Positionspapier zur Hochschulpolitik. Die JungsozialistInnen
und die Zürcher Kantonalpartei hatten vergeblich die Rückweisung des Papiers
beantragt, da Effizienzsteigerung und Konzentration des Studienangebots, Bologna-
Reform und Finanzierung staatlicher Hochschulangebote durch private Sponsoren ihrer
Meinung nach traditionellen sozialdemokratischen Anliegen widersprachen. Bei der
Parolenfassung zur Sonntagsarbeit in Geschäften in Bahnhöfen und Flughäfen setzte
sich der ablehnende Gewerkschaftsflügel mit 130:13 Stimmen klar gegen die urban-
liberaleren, jüngeren Parteimitglieder durch. Ohne Gegenstimme bei nur wenigen
Enthaltungen unterstützten die Delegierten die Volksinitiative für ein fünfjähriges
Gentech-Moratorium in der Landwirtschaft. 3

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 19.09.2005
MAGDALENA BERNATH

Die Initiative für eine Einheitskrankenkasse, welche die SP unterstützt hatte, wurde bei
der Volksabstimmung im März mit 71% Nein deutlich abgelehnt. Die Parteileitung hatte
sich für die Initiative ursprünglich nicht engagieren wollen. Einige Parlamentarierinnen,
darunter Sommaruga (BE), Allemann (BE) und Fetz (BS), stellten nach der Abstimmung in
Frage, ob sich die SP wirklich gegen die als nächstes auf der Agenda stehende 5. IV-
Revision stellen und damit erneut eine Niederlage riskieren solle. Die Parteibasis hatte
der Parteileitung die Nein-Parole zur IV-Revision aufgezwungen. Das Nein der SP zur IV-
Revision wurde an der Delegiertenversammlung im März in Locarno einstimmig bei vier
Enthaltungen bestätigt. 4

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 26.03.2007
SABINE HOHL

Eher unerwartet konnte die SP auch bei den Ständeratswahlen zulegen. Die zwei
Sitzgewinne in den Kantonen Aargau (Bruderer) und St. Gallen (Rechsteiner) und die
Rückeroberung des Berner Sitzes (Stöckli), den die SP aufgrund der Ersatzwahl für
Bundesrätin Sommaruga im Frühjahr noch an die SVP verloren hatte, sorgten dafür,
dass die Sozialdemokraten die höchste Zahl an Ständeratsmandaten in ihrer Geschichte
erreichten. Mit elf Mandaten war man in der kleinen Kammer neu sogar gleich stark wie
die FDP. Die acht Sitze in den Kantonen FR (Berset), SO (Zanetti) BS (Fetz), BL (Janiak),
VD (Savary), NE (Berberat), GE (Maury Pasquier) und JU (Hêche) konnten relativ
problemlos verteidigt werden. Nur im Kanton Waadt musste die SP in einen zweiten
Wahlgang. Ohne Erfolg blieben die Sozialdemokraten in den Kantonen ZH, LU, OW (mit
der Juso), ZG, SH, TG, TI und VS. 5

WAHLEN
DATUM: 07.12.2011
MARC BÜHLMANN

Nach dem Rücktritt von Ursula Wyss (BE), war das SP-Fraktionspräsidium ab der
Frühjahrssession vakant. Für die Nachfolge von Wyss bewarben sich Jacqueline Fehr
(ZH) und der bisherige Fraktionsvizepräsident Andy Tschümperlin (SZ). Obwohl die gut
vernetzte Fehr als Favoritin galt, musste sie nach der Niederlage bei den
Bundesratswahlen von 2010 gegen Simonetta Sommaruga eine weitere Schlappe
einstecken. Mit 27 zu 25 Stimmen wurde nämlich Tschümperlin zum neuen
Fraktionspräsidenten bestimmt, was auch diesen selber überraschte. In der Presse
wurde gemutmasst, dass Fehr von der Fraktion als zu pointiert, zu eigensinnig, zu wenig
kompromissbereit und auch weniger integrativ als Tschümperlin beurteilt worden sei.
Fehr kündigte in der Folge ihren Rücktritt aus der nationalen Politik – nach 17 Jahren in

PARTEICHRONIK
DATUM: 30.08.2013
MARC BÜHLMANN
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Bern – per Ende Legislatur an. Auch das zweiköpfige Fraktions-Vizepräsidium, das in
der Regel von einem Ständerat und einem Nationalrat besetzt wird, musste nach der
letztjährigen Wahl von Alain Berset in den Bundesrat und der Wahl Tschümperlins neu
besetzt werden. Als Nachfolge wurden Anita Fetz (BS) und Roger Nordmann (VD)
gewählt. 6

1) AB SR, 2018, S. 438 ff.; AZ, BaZ, Blick, LT, NZZ, SGT, TA, TG, 8.6.18; AZ, BaZ, 9.6.18; So-Bli, SoZ, 10.6.18
2) Presse vom 5.-10.7. und 14.8.04; TA, 9.9.04.
3) Presse vom 19.9.05.
4) Parole zur IV-Revision: NZZ, 26.3.07.
5) Presse vom 24.10., 28.10., 13.11., 21.11., 28.11. und 5.12.11; NZZ, 7.12.11.
6) NZZ, 11.1.12; TA, 25.1.12; AZ, 27.1.12; NZZ, 30.1.12; Presse vom 18.2.12; Blick, 20.2.12; TA, 22.2.12; Presse vom 27.2.12; BaZ,
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